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Die Woche im Wirtschaftsrecht

// Im Blickpunkth

Seit dem 25.6.2008 liegt das europ�ische Statut zur Schaffung der Europ�ischen Privatgesellschaft (Societas Privata Euro-

paea = SPE) im Verordnungsentwurf vor. Diese neue supranationale Rechtsform bildet das Schwerpunktthema der aktu-

ellen Ausgabe. Steinberger pl�diert im Editorial f�r eine schnelle Verabschiedung der SPE, Maul/R�hricht geben in diesem

Ressort einen �berblick �ber die Grundz�ge der SPE und zeigen ihre praktischen Einsatzm�glichkeiten auf und Lanfer-

mann/Richard setzen sich im Ressort Bilanzrecht und Betriebswirtschaft kritisch mit dem Thema Kapitalerhaltung ausein-

ander.

Dr. Martina Koster, Ressortleiterin Wirtschaftsrecht

// Standpunkt /
von Dr. Fabian Stancke,

Latham &Watkins LLP, Ham-

burg

Bundeskartellamt kriminalisiert
Marktinformationssysteme

Das Bundeskartellamt (BKartA) hat Ende Juni

erstmals ein Marktinformationssystem ohne

begleitende Preis- oder Quotenabsprachen

mit einem Bußgeld in H�he von zehnMio. Eu-

ro belegt. Damit steigt das Risiko von Unter-

nehmenundVerb�nden,wegenbloßen Infor-

mationsaustausches kartellrechtlich verfolgt

zu werden. Dieses Risiko betrifft u.a. Ver-

bandsstatistiken und Benchmarkingprojekte.

In dem nun entschiedenen Fall hatten Wett-

bewerber u. a. Informationen zu Umsatzzah-

len, Werbeausgaben, Produktneuheiten, Er-

folg bestimmter Verpackungsgr�ßen, ver-

tragsbr�chigen Vertriebspartnern und inter-

nerOrganisationsstruktur ausgetauscht.

Anerkannt ist,dassderAustauschvonInforma-

tionen zwischen Wettbewerbern gegen das

Kartellverbotverstoßenkann.Ein solcher Infor-

mationsaustausch war allerdings nach bisher

�berwiegender Meinung – anders als etwa

Preisabsprachen – nicht per se rechtswidrig

undwurdedurchdas BKartAnichtmit Bußgel-

dern belegt, solange der Informationsaus-

tausch nicht mit weitergehenden Kartellab-

sprachen einherging. Nunmehr bebußt das

BKartA bereits den bloßen Informationsaus-

tausch.Diesgilt selbstdann,wenndiebeteilig-

ten Unternehmensvertreter eine Wettbe-

werbsbeschr�nkung aus wirtschaftlicher Sicht

nicht f�rm�glich halten und eine solcheWett-

bewerbsbeschr�nkung auch nicht beabsichti-

gen.

Bis zur gerichtlichen Kl�rung, ob diese Kartell-

amtspraxis rechtm�ßig ist, werden Unter-

nehmen und Unternehmensberatungen

ebenso wie Verb�nde besonders sorgf�ltig

pr�fenm�ssen, ob ihre Informations- undSta-

tistikarbeit ein Bußgeldrisiko ausl�st. Ange-

sichts der mit einem Kartellverstoß verbunde-

nen erheblichen Bußgeld- und Organhaf-

tungsrisiken sollten Marktinformationssys-

teme und Benchmarkingprojekte vor ihrer

Durchf�hrung kartellrechtskonform struktu-

riert werden. So hat das BKartA festgestellt,

dass die Gesch�ftsleitung – auch pers�nlich –

haftet, wenn sie nicht mittels der Einholung

qualifizierten Rechtsrats f�r Kartellrechts-

Compliance sorgt. In jedemFall empfiehlt sich

f�r jedes Projekt eine Einzelfallbetrachtung,

um sowohl kartellrechtliche Compliance als

auch gr�ßtm�glichen wirtschaftlichen Nut-

zen desMarktvergleichs, der Statistik oder des

Benchmarkingprojekts zugew�hrleisten.

Dazu demn�chst der ausf�hrliche Beitrag

von Stancke.

Entscheidungen
BGH: Zur Haftung wegen

existenzvernichtenden Eingriffs

Mit Beschluss vom 2.6.2008 – II ZR 104/07 – hat

der BGH entschieden: An einem die Haftung

nach § 826 BGB begr�ndenden existenzvernich-

tenden Eingriff fehlt es, wenn der Gesellschafter

zwar Forderungen der GmbH gegen Dritte auf

ein eigenes Konto einzieht, mit diesen Mitteln

jedoch Verbindlichkeiten der Gesellschaft be-

gleicht und zus�tzlich in betr�chtlichem Umfang

aus eigenem Verm�gen weitere Gesellschafts-

schulden tilgt.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1573-1

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Unwirksame Lastschriftklausel im

Mitgliedvertrag eines Sportstudios

Der BGH entschied mit Urteil vom 29.5.2008 – III

ZR 330/07 – wie folgt: Die in formularm�ßigen

Mitgliedsvertr�gen eines Sportstudios enthalte-

ne (Lastschrift)Klausel:

„Das Mitglied erteilt dem Studio…, soweit keine

�berweisung vereinbart ist, bis auf Widerruf die

Berechtigung, den Beitrag per Bankeinzug mo-

natlich abzubuchen.“

ist auch unter Ber�cksichtigung des im Ver-

bandsprozess geltenden Grundsatzes der kun-

denfeindlichsten Auslegung lediglich als grund-

s�tzlich zul�ssige Vereinbarung einer Einzie-

hungserm�chtigung zu verstehen, enth�lt dage-

gen nicht die Verpflichtung des Verbrauchers,

an dem ihn regelm�ßig unangemessen benach-

teiligenden Abbuchungsauftragsverfahren teil-

zunehmen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1573-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Verrechnungserm�chtigung eines

Sozialleistungstr�gers in der Insolvenz

Der BGH hat mit Beschluss vom 29.5.2008 – IX

ZB 51/07 – entschieden: Erm�chtigt ein Sozial-

leistungstr�ger, bevor �ber das Verm�gen des

Leistungsberechtigten das Insolvenzverfahren

er�ffnet wird, einen zweiten Leistungstr�ger,

seine Anspr�che mit der dem zweiten Leistungs-

tr�ger obliegenden Geldleistung zu verrechnen,

ist diese Erm�chtigung in der Insolvenz des Leis-

tungsberechtigten grunds�tzlich wirksam.

VolltextdesBeschl.: // BB-ONLINE BBL2008-1573-3

unter www.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
ICC ver�ffentlicht Richtlinie zum

Whistleblowing

Die Internationale Handelskammer (ICC) hat als

erste Organisation der Weltwirtschaft Richtlinien

zum Whistleblowing ver�ffentlicht. Die Richtli-

nien k�nnen einen globalen Standard etablieren

und sollen Unternehmen dabei helfen, entspre-

chendeProgrammeeinzuf�hren.
(Quelle: PM JCC vom 15.7.2008)

Dazu in der n�chsten Ausgabe des „Betriebs-

Berater“ der Standpunkt von Niemeyer.

St�ndige Mitarbeiter imWirtschaftsrecht: Prof. Dr. Dr. J�rgen Ensthaler, Berlin; Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH, Karlsruhe; RA Dr. Nils Krause, Hamburg; RA Dr. K. Jan Schiffer,
Bonn; RA Prof. Dr. Friedrich Graf vonWestphalen, K�ln
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